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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Baden-
WÃ¼rttemberg vom 27. April 1999 aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Anspruch auf Erstattung von Kosten einer
Verhinderungspflege.

Der KlÃ¤ger erhÃ¤lt als Beamter fÃ¼r seine Kinder Beihilfeleistungen in HÃ¶he von
80 vH der Aufwendungen. Im Hinblick darauf besteht bei der Beklagten eine private
Pflegeversicherung zum ErgÃ¤nzungstarif von 20 vH. Dementsprechend bezieht der
KlÃ¤ger von der Beklagten fÃ¼r seine schwerpflegebedÃ¼rftige Tochter Pflegegeld
nach der Pflegestufe II in HÃ¶he von monatlich 160 DM.

In der Zeit vom 17. bis 27. Mai 1997 nahm die Tochter an einer vom
Behindertenzentrum S. eV im Rahmen des Familienentlastenden Dienstes
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veranstalteten Ferienreise teil. In der gleichen Zeit machten der KlÃ¤ger, seine
Ehefrau (Pflegeperson) und sein Sohn am Bodensee Urlaub. Die Kosten der Reise
der Tochter betrugen 2.298,46 DM. Die Beklagte erstattete hiervon nur 220 DM,
nÃ¤mlich 20 vH eines Tagessatzes von 100 DM fÃ¼r jeden der elf Reisetage. Sie
vertritt die Auffassung, aus der in Â§ 39 Sozialgesetzbuch Elftes Buch (SGB XI)
angeordneten Begrenzung der Verhinderungspflege nach Dauer (28 Tage je
Kalenderjahr) und HÃ¶he (2.800 DM je Kalenderjahr) ergebe sich ein gesetzlicher
TageshÃ¶chstsatz von 100 DM. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne daher nur 20 vH des
Tagessatzes von 100 DM und nicht 20 vH der tatsÃ¤chlich aufgewendeten
tÃ¤glichen Kosten von 208,95 DM beanspruchen (Schreiben vom 8. Juli 1997 und 3.
November 1997). Der KlÃ¤ger verlangte demgegenÃ¼ber die Erstattung weiterer
239,69 DM. Er sieht fÃ¼r die von den privaten Pflegeversicherungsunternehmen
â�� abweichend von den TrÃ¤gern der sozialen Pflegeversicherung â�� geÃ¼bte
Praxis, bei der Verhinderungspflege tÃ¤glich maximal 100 DM zu erstatten, keine
rechtliche Grundlage.

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte zur Zahlung weiterer 239,69 DM verurteilt
(Urteil vom 29. Mai 1998). Im Berufungsverfahren hat der KlÃ¤ger die Klage
hinsichtlich des 124,77 DM Ã¼bersteigenden Betrages zurÃ¼ckgenommen,
nachdem die Beklage darauf hingewiesen hatte, daÃ� in dem Reisepreis von
2.298,46 DM auch nicht pflegebedingte Kosten enthalten seien, so daÃ� allenfalls
75 vH des Reisepreises, also 1.723,85 DM, zu berÃ¼cksichtigen seien. Das
Landessozialgericht (LSG) hat den Anspruch auf Erstattung weiterer 124,77 DM
fÃ¼r berechtigt erachtet und die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckgewiesen (Urteil
vom 27. April 1999). Zur BegrÃ¼ndung hat das LSG ausgefÃ¼hrt, weder Â§ 39 SGB
XI noch der insoweit inhaltsgleiche Versicherungsvertrag beschrÃ¤nkten die
Verhinderungspflege auf einen TageshÃ¶chstsatz von 100 DM. Der gesetzliche
HÃ¶chstbetrag von 2.800 DM je Kalenderjahr kÃ¶nne auch dann ausgeschÃ¶pft
werden, wenn die Ersatzpflege an weniger als 28 Tagen stattfinde. Dem Anspruch
stehe auch nicht der Umstand entgegen, daÃ� die Pflegeperson gleichzeitig in
Urlaub gefahren sei und die Ersatzpflege nicht im elterlichen Haushalt, sondern â��
unter der Verantwortung des Behindertenzentrums S. eV â�� in einem Ferienheim
erfolgt sei. Es sei auch nicht zu beanstanden, den pflegebedingten Aufwand
derartiger Reisefreizeiten pauschal zu errechnen und auf 75 vH festzusetzen.

Mit der Revision rÃ¼gt die Beklagte eine Verletzung des Â§ 39 SGB XI und der
inhaltsgleichen Bestimmungen der dem Versicherungsvertrag zugrundeliegenden
Allgemeinen Versicherungsbedingungen fÃ¼r die private Pflegeversicherung â��
Bedingungsteil MB/PPV 1996: Die Klage sei dem Grunde und der HÃ¶he nach
unbegrÃ¼ndet. Eine Verhinderungspflege iS des Â§ 39 SGB XI liege nicht vor, wenn
der Aufwand erst dadurch entstehe, daÃ� der PflegebedÃ¼rftige an einer
Reisefreizeit teilnehme und die Pflegeperson die Abwesenheit des
PflegebedÃ¼rftigen dazu nutze, selbst in Urlaub zu fahren. AuÃ�erdem
beschrÃ¤nke Â§ 39 SGB XI die Erstattung auf einen TageshÃ¶chstsatz von 100 DM.

Die Beklagte beantragt,
die Urteile des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 27. April 1999 und des SG Stuttgart
vom 29. Mai 1998 zu Ã¤ndern und die Klage abzuweisen.
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Der KlÃ¤ger beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Er verteidigt das angefochtene Urteil.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung nach den Â§Â§ 124 Abs 2, 153 Abs 1 und 165 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) einverstanden erklÃ¤rt.

II

Die Revision der Beklagten ist im Sinne der Aufhebung des Berufungsurteils und der
ZurÃ¼ckverweisung des Rechtsstreits zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
durch das LSG (Â§ 170 Abs 2 SGG) begrÃ¼ndet. Der Anspruch auf Erstattung der
Kosten der Verhinderungspflege ist dem Grunde nach gegeben. Die bisher
getroffenen Feststellungen des LSG reichen jedoch nicht aus, Ã¼ber die HÃ¶he des
Anspruchs eine abschlieÃ�ende Entscheidung zu treffen.

I. Die Klage ist zulÃ¤ssig.

1. Der KlÃ¤ger ist zur ProzeÃ�fÃ¼hrung befugt. Streitgegenstand ist zwar ein
Anspruch gegen die Beklagte auf eine Leistung der privaten Pflegeversicherung
zugunsten seiner schwerpflegebedÃ¼rftigen Tochter. Dieser Leistungsanspruch
steht aber nicht der Tochter als eigenes Recht zu. Rechtsinhaber â�� und damit
aktivlegitimiert â�� ist vielmehr nur der KlÃ¤ger selbst. Dies ergibt sich aus dem
Versicherungsvertrag iVm Â§ 178a Abs 1 und Abs 3 Satz 1 des
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) vom 30. Mai 1908 (RGBl S 263) idF des
Gesetzes vom 21. Juli 1994 (BGBl I S 1630). Danach stehen die AnsprÃ¼che aus
dem Versicherungsvertrag allein dem Versicherungsnehmer zu, auch wenn es nicht
um einen ihn selbst betreffenden Versicherungsfall geht, sondern um einen
Versicherungsfall einer dritten Person, auf die der Versicherungsnehmer die
Krankenversicherung oder die â�� hier fragliche â�� "Pflegekrankenversicherung"
(Â§ 178b Abs 4 VVG) "genommen" hat. Versicherungsnehmer ist allein der KlÃ¤ger;
seine schwerpflegebedÃ¼rftige Tochter ist nur eine der mit dem
Versicherungsvertrag gegen das Risiko der PflegebedÃ¼rftigkeit versicherten
Personen. Die Stellung einer lediglich mitversicherten Person unterscheidet sich
daher in der privaten Pflegeversicherung von der in der sozialen
Pflegeversicherung. Nach Â§ 25 SGB XI sind in der sozialen Pflegeversicherung der
Ehegatte und die Kinder unter den dort genannten Voraussetzungen im Wege der
Familienversicherung versichert und besitzen bei Eintritt eines Versicherungsfalls
einen eigenen Leistungsanspruch. Der Umstand, daÃ� Â§ 110 Abs 1 Nr 2f und Abs 3
Nr 6 SGB XI fÃ¼r die private Pflegeversicherung die beitragsfreie Mitversicherung
der Kinder des Versicherungsnehmers unter denselben Voraussetzungen
vorschreibt, wie sie in Â§ 25 SGB XI festgelegt sind, bewirkt lediglich eine
Verpflichtung zur Gleichstellung der Kinder in der sozialen und privaten
Pflegeversicherung bezÃ¼glich des Beitragsrechts und des materiellen
Leistungsrechts (vgl dazu auch Â§ 23 Abs 1 SGB XI), lÃ¤Ã�t jedoch die Stellung des
Versicherungsnehmers als alleinigen Anspruchsberechtigten in der privaten
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Pflegeversicherung unberÃ¼hrt.

Aus der Aktivlegitimation des KlÃ¤gers folgt sein prozessuales Recht, den Anspruch
zugunsten seiner Tochter im eigenen Namen geltend zu machen
(ProzeÃ�fÃ¼hrungsbefugnis).

2. Die hier erhobene isolierte Leistungsklage (Â§ 54 Abs 5 SGG) ist die zulÃ¤ssige
Klageart. Einer zusÃ¤tzlichen Anfechtungsklage bedurfte es nicht. Die Beklagte ist
als privates Versicherungsunternehmen nicht befugt, zur Regelung der zwischen ihr
und ihren Versicherten bestehenden RechtsverhÃ¤ltnisse Verwaltungsakte zu
erlassen. DemgemÃ¤Ã� hat die Beklagte die Ablehnung der Leistung in der
begehrten HÃ¶he auch nur durch eine schriftliche Mitteilung, nicht aber durch einen
fÃ¶rmlichen Bescheid (Verwaltungsakt) ausgesprochen. Mangels Verwaltungsakts
bedurfte es auch keines Vorverfahrens (Â§ 78 SGG) als Klagevoraussetzung. Es
reicht vielmehr aus, daÃ� die vom KlÃ¤ger beanspruchte Leistung zunÃ¤chst bei
der Beklagten geltend gemacht und von dieser endgÃ¼ltig abgelehnt worden ist, so
daÃ� der Rechtsschutz nur noch durch Beschreitung des Klageweges gewÃ¤hrt
werden kann.

3. Nach Â§ 17 Abs 1 der dem Versicherungsvertrag zugrundeliegenden Allgemeinen
Versicherungsbedingungen fÃ¼r die private Pflegeversicherung/Bedingungsteil
MB/PPV 1996, die unverÃ¤ndert auch im hier maÃ�geblichen Jahr 1997 galten, ist
eine Klagefrist von sechs Monaten nach Ablehnung des Leistungsantrags
einzuhalten. Diese Frist ist gewahrt. Das letzte Ablehnungsschreiben der Beklagten
datiert vom 3. November 1997. Bereits am 20. November 1997 ist die Klage beim
SG eingegangen.

II. Der Anspruch ist dem Grunde nach gerechtfertigt. Er folgt aus dem
Versicherungsvertrag (Â§ 4 Abs 6 MB/PPV 1996) iVm Â§ 178b Abs 4 VVG. In der
Pflegekrankenversicherung haftet der Versicherer gemÃ¤Ã� Â§ 178b Abs 4 VVG im
Fall der PflegebedÃ¼rftigkeit in dem vereinbarten Umfang fÃ¼r Aufwendungen, die
fÃ¼r die Pflege der versicherten Person entstehen (Pflegekostenversicherung) oder
er leistet das vereinbarte Tagegeld (Pflegetagegeldversicherung). Der
Leistungsumfang der hier vorliegenden Pflegekostenversicherung bestimmt sich
demgemÃ¤Ã� nach den im Versicherungsvertrag vereinbarten Konditionen. FÃ¼r
die Verhinderungspflege (auch Ersatzpflege oder Urlaubspflege genannt) ist die
Regelung des Â§ 4 Abs 6 MB/PPV 1996 maÃ�geblich: "Ist eine Pflegeperson wegen
Erholungsurlaubs, Krankheit oder aus anderen GrÃ¼nden an der Pflege gehindert,
werden Aufwendungen einer notwendigen Ersatzpflege fÃ¼r lÃ¤ngstens vier
Wochen je Kalenderjahr gemÃ¤Ã� Nr 3 des Tarifs PV erstattet. Voraussetzung ist,
daÃ� die Pflegeperson die versicherte Person vor der erstmaligen Verhinderung
mindestens zwÃ¶lf Monate in ihrer hÃ¤uslichen Umgebung gepflegt hat." Nach Nr 3
des Tarifs PV ist die Erstattung im Einzelfall auf 2.800 DM je Kalenderjahr begrenzt,
wobei in der Tarifstufe PVB die BetrÃ¤ge auf den tariflichen Prozentsatz (hier 20 vH
gemÃ¤Ã� Tarifstufe PVB 20) gekÃ¼rzt werden.

1. Die zum Vertragsinhalt gewordene Regelung des Â§ 4 Abs 6 MB/PPV 1996 ist
gesetzeskonform. Nach Â§ 23 Abs 1 Satz 2 SGB XI muÃ� ein Vertrag der privaten
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Pflegeversicherung ab dem Zeitpunkt des Eintritts der Versicherungspflicht (hier: 1.
April 1995) fÃ¼r den Versicherungsnehmer und seine AngehÃ¶rigen, fÃ¼r die in
der sozialen Pflegeversicherung nach Â§ 25 SGB XI eine Familienversicherung
bestÃ¼nde, Vertragsleistungen vorsehen, die nach Art und Umfang den Leistungen
des Vierten Kapitels (Â§Â§ 28 bis 45 SGB XI) gleichwertig sind. Dabei tritt an die
Stelle der Sachleistungen eine der HÃ¶he nach gleiche Kostenerstattung (Â§ 23 Abs
1 Satz 3 SGB XI). Diesen Bedingungen wird die Regelung des Â§ 4 Abs 6 MB/PPV
1996 gerecht. MaÃ�stab fÃ¼r die Frage der Gleichwertigkeit des
Leistungsanspruchs bei der Verhinderungspflege ist Â§ 39 SGB XI idF des 1. SGB XI-
Ã�nderungsgesetzes (nF) vom 14. Juni 1996 (BGBl I S 830), das am 25. Juni 1996 in
Kraft getreten ist (Art 8 Abs 1 1. SGB XI-Ã�ndG). Danach Ã¼bernimmt die
Pflegekasse die Kosten der notwendigen Ersatzpflege fÃ¼r lÃ¤ngstens vier Wochen
je Kalenderjahr, wenn eine Pflegeperson wegen Erholungsurlaubs, Krankheit oder
aus anderen GrÃ¼nden an der Pflege gehindert ist. Voraussetzung ist, daÃ� die
Pflegeperson den PflegebedÃ¼rftigen vor der erstmaligen Verhinderung mindestens
zwÃ¶lf Monate in seiner hÃ¤uslichen Umgebung gepflegt hat. Dabei dÃ¼rfen die
Aufwendungen der Pflegekasse im Einzelfall 2.800 DM im Kalenderjahr nicht
Ã¼berschreiten.

Ein Vergleich beider Regelungen zeigt, daÃ� die LeistungsansprÃ¼che der privaten
Pflegeversicherung im Fall der Verhinderungspflege denen der sozialen
Pflegeversicherung nach Art und Umfang gleichwertig sind.

2. Die Voraussetzungen des Â§ 4 Abs 6 MB/PPV 1996 sind dem Grunde nach
erfÃ¼llt.

a) Die Ehefrau des KlÃ¤gers war als Pflegeperson in der Zeit vom 17. bis 27. Mai
1997 aufgrund einer eigenen Urlaubsreise gehindert, die Pflege ihrer
schwerpflegebedÃ¼rftigen Tochter, die sie seit deren Geburt durchgefÃ¼hrt hat,
fortzusetzen. Die Beschaffung einer Ersatzpflege zur Urlaubsvertretung war daher
notwendig. Die Pflege erfolgte in geeigneter Weise durch Mitarbeiter des
Behindertenzentrums S. eV, die wÃ¤hrend der Ferienreise die Tochter des KlÃ¤gers
und die anderen pflegebedÃ¼rftigen Reiseteilnehmer betreut und gepflegt haben.

b) Dem Anspruch steht nicht entgegen, daÃ� die Verhinderungspflege nicht im
Haushalt des KlÃ¤gers, wo die "hÃ¤usliche Pflege" der Tochter ansonsten
stattfindet, sondern in einem Ferienheim einer Behinderteneinrichtung erfolgt ist.
Nach Â§ 39 SGB XI nF haben die PflegebedÃ¼rftigen grundsÃ¤tzlich die freie Wahl
zwischen geeigneten Pflegepersonen und Pflegeeinrichtungen einerseits und den in
Betracht kommenden Orten der Verhinderungspflege andererseits.

Dieses weite Wahlrecht steht den PflegebedÃ¼rftigen allerdings erst seit dem 25.
Juni 1996 zu. Bis dahin galten die Regelungen der Â§Â§ 36 und 39 SGB XI in der
ursprÃ¼nglichen Fassung (aF) des Pflege-Versicherungsgesetzes (PflegeVG) vom
26. Mai 1994 (BGBl I S 1014). Nach Â§ 39 SGB XI aF Ã¼bernahm die Pflegekasse die
Kosten fÃ¼r eine "Ersatzpflegekraft" fÃ¼r lÃ¤ngstens vier Wochen je Kalenderjahr,
wenn die Pflegeperson wegen Erholungsurlaubs, Krankheit oder aus anderen
GrÃ¼nden an der Pflege gehindert war (so auch noch Â§ 4 Abs 6 MB/PPV 1995).
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Dabei war die ersatzweise zu leistende Pflege grundsÃ¤tzlich auf den Haushalt des
PflegebedÃ¼rftigen oder einen anderen Haushalt, in den er aufgenommen war,
beschrÃ¤nkt (Â§ 36 Abs 1 Satz 1 SGB XI aF). Der Begriff "Ersatzpflegekraft"
umfaÃ�te danach Personen, die wÃ¤hrend der Zeit der Verhinderung der sonst
tÃ¤tigen Pflegeperson (zu diesem Begriff vgl Â§ 19 SGB XI) die Betreuung und
Versorgung des PflegebedÃ¼rftigen in einem Haushalt iS des Â§ 36 Abs 1 Satz 1
SGB XI aF gegen Zahlung einer VergÃ¼tung Ã¼bernahmen. Der Kreis der
"ErsatzpflegekrÃ¤fte" iS des Â§ 39 SGB XI aF war auf Pflegepersonen iS von Â§ 19
SGB XI, selbstÃ¤ndige ambulante PflegekrÃ¤fte oder Pflegedienste beschrÃ¤nkt, die
einen eigenen VergÃ¼tungsanspruch gegen den PflegebedÃ¼rftigen geltend
machen konnten, sofern nicht die Pflegekasse selbst die ErsatzkrÃ¤fte besorgte und
im Wege der Sachleistung zur VerfÃ¼gung stellte. Mitarbeiter von Einrichtungen
der Behindertenhilfe, um die es im vorliegenden Fall geht, erfÃ¼llten dieses
Tatbestandsmerkmal nicht. AuÃ�erdem war die Verhinderungspflege grundsÃ¤tzlich
auf den Bereich privater Haushalte beschrÃ¤nkt. Soweit die Pflege bei Verhinderung
der Pflegeperson im hÃ¤uslichen Bereich nicht sichergestellt werden konnte, kam
eine Leistungspflicht der Pflegekassen nur unter den Voraussetzungen der
teilstationÃ¤ren Pflege nach Â§ 41 SGB XI oder der Kurzzeitpflege nach Â§ 42 SGB
XI in zugelassenen Pflegeheimen (Â§ 71 Abs 2 SGB XI) in Betracht.
Behinderteneinrichtungen waren davon also nicht erfaÃ�t (vgl zu allem Urteil des
erkennenden Senats vom 17. Juni 1999 â�� B 3 P 1/98 R â�� nicht verÃ¶ffentlicht).

Die vorgenannten EinschrÃ¤nkungen bezÃ¼glich der die Verhinderungspflege
leistenden Person ("Ersatzpflegekraft") und des Ortes der Verhinderungspflege
(private Haushalte) sind zum 25. Juni 1996 weggefallen. Mit Wirkung ab 25. Juni
1996 ist durch das 1. SGB XI-Ã�ndG die Regelung des Â§ 43a in das SGB XI
eingefÃ¼gt worden, wonach bei einem Aufenthalt eines PflegebedÃ¼rftigen in
einer vollstationÃ¤ren Einrichtung der Behindertenhilfe nunmehr ein
Aufwendungsersatz bis zu 500 DM monatlich geleistet wird. Â§ 39 Satz 1 SGB XI
erhielt folgende Fassung: "Ist eine Pflegeperson wegen Erholungsurlaubs, Krankheit
oder aus anderen GrÃ¼nden an der Pflege gehindert, Ã¼bernimmt die Pflegekasse
die Kosten der notwendigen Ersatzpflege fÃ¼r lÃ¤ngstens vier Wochen je
Kalenderjahr; Â§ 34 Abs 2 Satz 1 gilt nicht". Die damit von der Anwendung
ausgenommene Bestimmung des Â§ 34 Abs 2 Satz 1 SGB XI nF besagt, daÃ� der
Anspruch auf Leistungen bei hÃ¤uslicher Pflege ua dann ruht, "soweit im Rahmen
des Anspruchs auf hÃ¤usliche Krankenpflege (Â§ 37 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes
Buch (SGB V)) auch Anspruch auf Grundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung
besteht, sowie fÃ¼r die Dauer des stationÃ¤ren Aufenthalts in einer Einrichtung im
Sinne des Â§ 71 Abs 4, soweit Â§ 39 nichts Abweichendes bestimmt". Mit der
Ersetzung des Begriffs "Ersatzpflegekraft" durch die Formulierung "notwendige
Ersatzpflege" und die Ausklammerung des Â§ 34 Abs 2 Satz 1 SGB XI nF fÃ¼r den
Bereich der Verhinderungspflege hat der Gesetzgeber zum Ausdruck gebracht,
daÃ� die KostenÃ¼bernahme bei Verhinderung der Pflegeperson nunmehr
unabhÃ¤ngig davon beansprucht werden kann, ob die Pflege in einem
Privathaushalt oder auf â�� nicht von den Regelungen der Â§Â§ 41, 42 oder 43 SGB
XI erfaÃ�te â�� andere geeignete Weise, also zB auch in einer
Behinderteneinrichtung (Â§Â§ 43a, 71 Abs 4 SGB XI), erfolgt (so ausdrÃ¼cklich auch
die Materialien zum 1. SGB XI-Ã�ndG, vgl BT-Drucks 13/3696 S 13).
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Verhinderungspflege kann somit auch in Feriencamps oder Ferienheimen erfolgen,
die von einer Behinderteneinrichtung unterhalten werden (vgl Vogel in LPK-SGB XI,
1998, Â§ 39 RdNr 8).

c) Der Anspruch nach Â§ 39 SGB XI ist zwar auf FÃ¤lle beschrÃ¤nkt, in denen die
Verhinderung ua darauf beruht, daÃ� die Pflegeperson Erholungsurlaub benÃ¶tigt.
Dies bedeutet jedoch nicht, daÃ� allein die UrlaubsplÃ¤ne der Pflegeperson die
Notwendigkeit, sich um eine Verhinderungspflege zu kÃ¼mmern, ausgelÃ¶st haben
mÃ¼ssen. MaÃ�geblich ist vielmehr, daÃ� die Vorschrift den Pflegepersonen die
MÃ¶glichkeit zum "Urlaub von der Pflege" erÃ¶ffnen will, ohne die BedÃ¼rfnisse des
PflegebedÃ¼rftigen zu beeintrÃ¤chtigen (Vogel, aaO, Â§ 39 RdNr 2). Die Regelung
trÃ¤gt der Tatsache Rechnung, daÃ� den Pflegepersonen ein hohes MaÃ� an
psychischer und physischer Anstrengung abverlangt wird und sich viele
Pflegepersonen selbst schon in einem fortgeschrittenen Alter befinden, in dem es
hÃ¤ufig zu gesundheitlichen AusfÃ¤llen der PflegefÃ¤higkeit kommt oder jedenfalls
regelmÃ¤Ã�ige Erholungsphasen erforderlich sind. Entscheidend ist daher allein,
daÃ� die Pflegeperson in einem bestimmten Zeitraum urlaubsbedingt die Pflege
tatsÃ¤chlich nicht durchfÃ¼hren kann. Es steht somit nicht entgegen, daÃ� â�� wie
es in der Praxis hÃ¤ufig der Fall sein dÃ¼rfte â�� die Pflegeperson ihre
UrlaubsplÃ¤ne zunÃ¤chst nach den BedÃ¼rfnissen des PflegebedÃ¼rftigen
ausgerichtet und nur deshalb in einer bestimmten Zeit Urlaub gemacht hat, weil
auch der PflegebedÃ¼rftige in dieser Zeit nach Sicherstellung einer Ersatzpflege in
Urlaub gefahren ist. In beiden FÃ¤llen geht es um die Sicherstellung der
notwendigen Pflege des PflegebedÃ¼rftigen wÃ¤hrend der Zeit, in der die
Pflegeperson "Urlaub von der Pflege" macht. Damit erÃ¼brigen sich â�� vielfach
nur schwer zu treffende â�� Feststellungen dazu, ob im Einzelfall die ReiseplÃ¤ne
des PflegebedÃ¼rftigen Folge der ReiseplÃ¤ne der Pflegeperson waren oder
umgekehrt.

3. Zur Frage der HÃ¶he des Anspruchs auf Kostenerstattung fÃ¼r die
Verhinderungspflege bedarf es weiterer Ermittlungen durch das LSG.

a) Die Verhinderungspflege ist nicht, wie die Beklagte meint, auf einen Tagessatz
von 100 DM begrenzt. Zwar sieht das Gesetz in Â§ 39 SGB XI eine BeschrÃ¤nkung
der Verhinderungspflege auf 28 Tage und 2.800 DM je Kalenderjahr vor (so auch Â§
4 Abs 6 MB/PPV 1996). Daraus kann jedoch nicht auf einen gesetzlichen
TageshÃ¶chstsatz von 100 DM (2.800 DM: 28 Tage) geschlossen werden (so auch
Udsching, SGB XI, 2. Aufl 2000, Â§ 39 RdNr 4, Meydam in: Wannagat, SGB XI, Stand
Mai 1998, Â§ 39 RdNr 7 und Vogel, aaO, Â§ 39 RdNr 17). Die gesetzliche Regelung
ist so zu verstehen, daÃ� die Verhinderungspflege â�� ohne oder mit
Unterbrechungen â�� fÃ¼r insgesamt hÃ¶chstens 28 Tage jÃ¤hrlich in Anspruch
genommen werden kann, die Pflegekasse dafÃ¼r aber hÃ¶chstens bis zum Werte
von 2.800 DM einzustehen hat. Dies bedeutet, daÃ� der zeitliche Rahmen von 28
Tagen sich ohne Kostenbeteiligung des PflegebedÃ¼rftigen nicht ausschÃ¶pfen
lÃ¤Ã�t, wenn die Aufwendungen bereits den Betrag von 2.800 DM erreicht haben,
und andererseits der wertmÃ¤Ã�ige Rahmen von 2.800 DM sich nicht ausschÃ¶pfen
lÃ¤Ã�t, wenn bereits an 28 Tagen Verhinderungspflege stattgefunden hat, die
Aufwendungen dafÃ¼r aber den HÃ¶chstwert unterschritten haben. Die
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zusÃ¤tzliche Begrenzung auf einen Tagessatz von 100 DM lÃ¤Ã�t sich weder dem
Gesetz noch den Gesetzesmaterialien (BT-Drucks 12/5262 S 20 und 13/3696 S 13)
entnehmen. Auch Â§ 56 SGB V in seiner bis zum 31. MÃ¤rz 1995 gÃ¼ltigen
Fassung, dem Â§ 39 SGB XI nachgebildet ist, enthielt einen zeitlichen (28 Tage) und
wertmÃ¤Ã�igen Rahmen (1.800 DM je Kalenderjahr), nicht aber einen
TageshÃ¶chstsatz. Ein Regelungsbedarf dafÃ¼r ist nicht erkennbar geworden.
HÃ¤tte der Gesetzgeber fÃ¼r die Verhinderungspflege erstmalig einen solchen
Tagessatz vorsehen wollen, hÃ¤tte er dies zusÃ¤tzlich ausdrÃ¼cklich in die
Vorschrift des Â§ 39 SGB XI aufgenommen, weil es sich nicht aus sonstigen
Vorschriften konkludent ableiten lÃ¤Ã�t. Eine zeitanteilige KÃ¼rzung ist zwar beim
Pflegegeld in Â§ 37 Abs 2 SGB XI angeordnet; diese Regelung lÃ¤Ã�t sich aber nicht
sinngemÃ¤Ã� in der Weise auf die Verhinderungspflege Ã¼bertragen, daÃ� daraus
ein TageshÃ¶chstsatz folgt. Die anteilige KÃ¼rzung beim Pflegegeld ist Folge des
Grundgedankens, daÃ� nur solche Tage vergÃ¼tet werden, an denen Pflege
geleistet wird. Die Regelung ist hier erforderlich, weil das Pflegegeld im Ã¼brigen
pauschal ohne Kostennachweis gezahlt wird. Die Verhinderungspflege verlangt
demgegenÃ¼ber einen Kostennachweis fÃ¼r die jeweils entstandenen
Aufwendungen, so daÃ� die Ausgangslage nicht vergleichbar ist.

b) Ein TageshÃ¶chstsatz fÃ¼r die Verhinderungspflege von 100 DM oder in
sonstiger HÃ¶he lÃ¤Ã�t sich auch nicht aus dem Gebot der Wirtschaftlichkeit
ableiten, dem die Pflegekassen, die PflegebedÃ¼rftigen und die Leistungserbringer
gleichermaÃ�en verpflichtet sind (Â§Â§ 4 Abs 3 und 29 Abs 1 SGB XI). Der
Gesetzgeber ist mÃ¶glicherweise davon ausgegangen, daÃ� die
Verhinderungspflege im Durchschnitt mit 100 DM pro Tag jedenfalls in der Regel
sichergestellt werden kann. Er hat es aber jedem PflegebedÃ¼rftigen selbst
Ã¼berlassen (vgl auch Â§ 2 Abs 2 SGB XI), in welcher Art und Weise und zu
welchem Preis er seine Verhinderungspflege sicherstellt. Der HÃ¶chstbetrag von
2.800 DM ist ein ausreichender Schutz gegen wirtschaftlich unvernÃ¼nftige
Verhaltensweisen der PflegebedÃ¼rftigen oder Ã¼berhÃ¶hte Forderungen der
PflegekrÃ¤fte, zumal bei Inanspruchnahme der Dienste ehrenamtlich tÃ¤tiger
Pflegepersonen die Verhinderungspflege nach Â§ 39 Satz 4 bis 6 SGB XI auf den
Betrag des ansonsten gezahlten Pflegegeldes (tÃ¤glich 13,33 DM in Pflegestufe I,
26,66 DM in Pflegestufe II und 43,33 DM in Pflegestufe III) â�� zuzÃ¼glich etwaiger
Aufwendungen, die der Pflegeperson im Zusammenhang mit der
Verhinderungspflege entstanden sind (zB Fahrkosten) â�� begrenzt ist.

c) Im vorliegenden Fall hat die Reise 2.298,46 DM gekostet, was tÃ¤glichen
Aufwendungen von 208,95 DM entspricht. Hiervon haben die Beteiligten nicht
pflegebedingte Kosten abgezogen und diese pauschal mit 25 vH angesetzt, so daÃ�
ein berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higer Anteil von tÃ¤glich 156,71 DM verblieb. Dies ist
jedoch keine geeignete Grundlage fÃ¼r die Berechnung der HÃ¶he des dem
KlÃ¤ger zustehenden Kostenerstattungsanspruchs. Weder der Rechnung des
Behindertenzentrums S. eV vom 30. Mai 1997 noch den Feststellungen des LSG
lÃ¤Ã�t sich entnehmen, wie sich der Reisepreis von 2.298,46 DM zusammensetzt.
Es ist lediglich der Endbetrag genannt; eine AufschlÃ¼sselung fehlt. Auf eine solche
AufschlÃ¼sselung kann aber nicht verzichtet werden. Denn bei einer
Verhinderungspflege, die in einem Ferienheim einer Behinderteneinrichtung
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stattfindet, sind nur die Aufwendungen, die fÃ¼r die umfassende Betreuung des
PflegebedÃ¼rftigen anfallen, erstattungsfÃ¤hig. Nicht erstattungsfÃ¤hig sind
dagegen zB die Kosten der Hin- und RÃ¼ckfahrt (Fahrkosten) sowie die Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Verpflegung (Hotelkosten). Das LSG wird daher festzustellen haben,
in welcher HÃ¶he die pflegebedingten Aufwendungen (einschlieÃ�lich der
allgemeinen Aufsicht) in den Reisepreis eingeflossen sind.

FÃ¼r die Zukunft empfiehlt es sich, daÃ� der TrÃ¤ger der Behinderteneinrichtung
nicht nur â�� wie hier â�� den Endpreis nennt, sondern den Preis nach
Einzelleistungen (Aufwendungen fÃ¼r die Betreuung, Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Verpflegung, Fahrkosten usw) aufschlÃ¼sselt. Dabei genÃ¼gt es jedoch nicht, fÃ¼r
die Betreuung nur die jeweiligen BetrÃ¤ge aufzufÃ¼hren. Um dem
VersicherungstrÃ¤ger die NachprÃ¼fung der Einzelleistungen und der angesetzten
BetrÃ¤ge im Sinne einer PlausibilitÃ¤tskontrolle zu ermÃ¶glichen, ist es erforderlich,
im einzelnen auch darzulegen, wie sich diese Aufwendungen zusammensetzen (bei
Ferienreisen: Zahl der an der Reise teilnehmenden PflegebedÃ¼rftigen; Zahl der
Betreuer und Pfleger; Aufwendungen des TrÃ¤gers fÃ¼r die GehÃ¤lter, die Steuern
und die Sozialabgaben der Mitarbeiter wÃ¤hrend der Reise).

Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden
haben.

Erstellt am: 26.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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